
TIMEX / RAT UND KOMMISSION 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 

20. März 1985* 

In der Rechtssache 264/82 

Timex Corporation, Harrison Road, Dundee, Schottland, Prozeßbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Ivo Van Bael und Jean-François Bellis, Brüssel, Zustellungsbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte Elvinger und Hoss, 15, Côte d'Eich, Luxemburg, 

Klägerin, 

und 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Martin Seidel und Rechtsanwalt Die­
trich Ehle, Köln, Zustellungsanschrift: Botschaft der Bundesrepublik Deutschland, 
20-22, avenue Emile-Reuter, Luxemburg, 

Chambre française de l'horlogerie, 34, avenue de Messine, 75008 Paris, 

und 

Pforzheimer Uhren-Rohwerke Porta GmbH & Co, Maximilianstraße 46, 7530 
Pforzheim, 

Prozeßbevollmächtigter der beiden letzteren: Rechtsanwalt Dominique Borde, Pa­
ris, für die Kanzlei Siméon Moquet, Borde & associés, Zustellungsbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Elvinger und Hoss, 15, Côte d'Eich, Luxemburg, 

Streithelferinnen, 

gegen 

Rat der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch seinen Rechtsberater Gijs 
Peeters, Zustellungsbevollmächtigter: Oreste Montako, Jean-Monnet-Gebäude, 
Luxemburg-Kirchberg, 

und 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter John Temple Lang, Beistand : Pieter Jan Kuyper vom Juristischen Dienst, Zu­
stellungsbevollmächtigter: Manfred Beschel, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-
Kirchberg, 

Beklagte, 

* Verfahrenssprache: Englisch. 
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wegen teilweiser Nichtigerklärung gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag des 
Artikels 1 der Verordnung Nr. 1882/82 des Rates vom 12. Juli 1982 zur Einfüh­
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf mechanische Armbanduhren mit Ur­
sprung in der UdSSR (ABl. L 207, S. 1) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten G. 
Bosco, O. Due und C. Kakouris, der Richter T. Koopmans, U. Everling, K. Bahl-
mann, Y. Galmot und R. Joliét, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

& 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Timex Corporation mit Sitz in Dundee, Schottland (im folgenden: Timex), 
hat mit Klageschrift, die am 27. September 1982 bei der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen ist, gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag Klage erhoben auf 
teilweise Nichtigerklärung des Artikels 1 der Verordnung Nr. 1882/82 des Rates 
vom 12. Juli 1982 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf mecha­
nische Armbanduhren mit Ursprung in der UdSSR (ABl. L 207, S. 1). 

* nach Anhörung der Schlußancräge des Generalanwalts in der Sitzung vom 5. Dezember 1984, 
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2 Nach den Akten beantragte die British Clock and Watch Manufacturers' Associa­
tion Ltd. im Namen der britischen und französischen Hersteller von mechanischen 
Uhren die Einleitung eines Verfahrens wegen Dumpingpraktiken im Bereich der 
mechanischen Uhren und mechanischen Uhrwerke mit Ursprung in der Sowjet­
union. Das aufgrund dieses Antrags eingeleitete Antidumpingverfahren führte zum 
Erlaß der Verordnung Nr. 84/82 der Kommission vom 14. Januar 1982 zur Fest­
setzung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf mechanische Armbanduhren mit 
Ursprung in der UdSSR (ABl. L 11, S. 14). Dieser vorläufige Zoll wurde durch die 
Verordnung Nr. 1072/82 des Rates vom 4. Mai 1982 (ABl. L 125, S. 1) verlängert. 

3 Am 12. Juli 1982 erließ der Rat die Verordnung Nr. 1882/82 (a. a. O.). Mit Arti­
kel 1, der den Gegenstand des vorliegenden Verfahrens bildet, wurde für mechani­
sche Armbanduhren mit Ursprung in der UdSSR ein endgültiger Antidumpingzoll 
festgesetzt, der 12,6 % für Uhren ohne Goldauflage oder mit einer Goldauflage 
von 5 Mikron und weniger und 26,4 % für Uhren mit einer Goldauflage von mehr 
als 5 Mikron betrug. 

4 Auf die Uhrwerke dieser Uhren wurde jedoch kein vorläufiger oder endgültiger 
Antidumpingzoll festgesetzt. In den Begründungserwägungen der Verordnung Nr. 
84/82 der Kommission heißt es dazu: „Hinsichtlich mechanischer Uhrwerke hat 
die Kommission festgestellt, daß zwar erhebliche Dumpingspannen zu verzeichnen 
sind, die aber wegen des geringen Marktanteils und der in Frankreich geltenden 
mengenmäßigen Beschränkungen keine bedeutende Schädigung verursacht haben 
und auch nicht zu verursachen drohen." In den Begründungserwägungen der Ver­
ordnung Nr. 1882/82 des Rates werden die Uhrwerke mechanischer Uhren dage­
gen nicht erwähnt. 

5 Diese Verordnungen stützen sich auf die Verordnung Nr. 3017/79 des Rates vom 
20. Dezember 1979 über den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern 
(ABl. L 339, S. 1). Diese Verordnung bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
Antidumpingzölle oder Ausgleichszölle festgesetzt werden. Sie enthält unter ande­
rem die Definition der Begriffe des Dumpings und der Schädigung sowie Verfah­
rensregeln, namentlich in bezug auf den Antrag auf Verfahrenseinleitung, die Ein­
leitung und Durchführung der Untersuchung, die vertrauliche Behandlung der er­
haltenen Informationen und die Einstellung des Verfahrens, wenn keine Schutz­
maßnahmen erforderlich sind. 
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6 Die Klägerin ist die größte Herstellerin mechanischer Uhren und Uhrwerke in der 
Gemeinschaft und die einzige Herstellerin dieser Erzeugnisse im Vereinigten Kö­
nigreich. Mit der vorliegenden Anfechtungsklage macht sie geltend, die Verord­
nung Nr. 1882/82 sei unter Verletzung der materiellen und formellen Bestimmun­
gen sowohl der Grundverordnung Nr. 3017/79 als auch des EWG-Vertrags erlas­
sen worden, da zum einen der auf die betreffenden Uhren erhobene Antidumping­
zoll nicht hoch genug sei und zum anderen auf die Uhrwerke dieser Uhren kein 
Antidumpingzoll erhoben worden sei. 

7 Die Chambre française de l'horlogerie, die Pforzheimer Uhren-Rohwerke Porta 
GmbH & Co. und die Bundesrepublik Deutschland, die nur zur Zulässigkeit der 
Klage Stellung genommen hat, sind durch Beschlüsse vom 9. März und 28. April 
1983 gemäß Artikel 93 der Verfahrensordnung als Streithelferinnen zur Unterstüt­
zung der Anträge der Klägerin zugelassen worden. 

Zur Zulässigkeit 

s Der Rat und die Kommission haben gemäß Artikel 91 § 1 der Verfahrensordnung 
die Einrede der Unzulässigkeit erhoben. Der Gerichtshof hat die Entscheidung 
über diesen Antrag durch Beschluß vom 21. September 1983 gemäß Artikel 91 § 4 
der Verfahrensordnung dem Endurteil vorbehalten. 

9 Die Beklagten führen zur Begründung ihrer Einrede aus, die Firma Timex, die 
nicht Adressatin des angefochtenen Rechtsakts sei, sei in seiner Entscheidungsfor­
mel nicht namentlich genannt und von diesem Rechtsakt, der in demselben Maße 
alle Hersteller mechanischer Armbanduhren in der Gemeinschaft angehe, nicht un­
mittelbar und individuell betroffen. Daran ändere auch der Umstand nichts, daß 
die Firma Timex möglicherweise befugt sei, die Einleitung eines Antidumpingver-
fahrens zu beantragen, denn der Unterschied zwischen Verordnung und Entschei­
dung ergebe sich nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes aus der Natur des 
Rechtaktes selbst und den Wirkungen, die er hervorrufe. 

io Die Firma Timex und die sie unterstützenden Streithelferinnen vertreten dagegen 
die Auffassung, die Klage sei zulässig, denn die angefochtene Verordnung sei in 
Wirklichkeit eine Entscheidung, die die Firma Timex unmittelbar und individuell 
im Sinne von Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag betreffe. Sie sei nämlich auf­
grund eines Antrags erlassen worden, der unter anderem im Namen der Firma 
Timex gestellt worden sei, und bilde das Ergebnis eines Verwaltungsverfahrens, 
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das auf ihr Ersuchen hin eingeleitet worden sei. Ihre Klagebefugnis ergebe sich 
ganz eindeutig daraus, daß sie die einzige verbleibende Herstellerin mechanischer 
Armbanduhren auf dem britischen Markt sei und der in Rede stehende Antidum­
pingzoll ausschließlich unter Bezugnahme auf ihre wirtschaftliche Lage festgesetzt 
worden sei. 

1 1 Die vom Rat und der Kommission aufgeworfenen Zulässigkeitsfragen sind nach 
Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag unter Berücksichtigung des durch die Verord­
nung Nr. 3017/79 eingeführten Verfahrens und insbesondere der Rechtsnatur der 
dort vorgesehenen Antidumpingmaßnahmen zu beantworten. 

i2 Nach Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3017/79 werden „sowohl vorläu­
fige als auch endgültige Antidumping- oder Ausgleichszölle ... durch Verordnun­
gen festgesetzt". Zwar haben diese Maßnahmen tatsächlich, wenn man die Krite­
rien des Artikels 173 Absatz 2 anlegt, aufgrund ihrer Rechtsnatur und ihrer Trag­
weite normativen Charakter, da sie für die Gesamtheit der betroffenen "Wirt­
schaftsteilnehmer gelten. Dies schließt jedoch nicht aus, daß ihre Bestimmungen 
bestimmte Wirtschaftsteilnehmer unmittelbar und individuell betreffen. Insoweit 
sind namentlich die Rolle der Klägerin im Antidumpingverfahren und ihre Stellung 
auf dem Markt zu untersuchen, auf den sich die angefochtenen Rechtsvorschriften 
beziehen. 

1 3 Dazu ist vorab zu bemerken, daß der Antrag auf Verfahrenseinleitung gemäß Arti­
kel 5 der Verordnung Nr. 3017/79, der zum Erlaß der Verordnung Nr. 1882/82 
führte, von der British Clock and Watch Manufacturers' Association Ltd. im Na­
men der französischen und englischen Hersteller mechanischer Uhren, zu denen 
die Firma Timex gehört, gestellt worden war. Nach den Akten ergriff dieser Be­
rufsverband die Initiative, weil ein Antrag auf Verfahrenseinleitung, den die Firma 
Timex selbst früher, nämlich im April 1979, gestellt hatte, von der Kommission mit 
der Begründung zurückgewiesen worden war, er sei nur von einem Gemein­
schaftshersteller gestellt worden. 

H Somit liegen die Beanstandungen der Klägerin dem Antrag zugrunde, der zur Ein­
leitung des Untersuchungsverfahrens führte, in dessen Verlauf die Firma Timex, 
wie sich aus den Begründungserwägungen sowohl der Verordnung Nr. 84/82 der 
Kommission als auch der Verordnung Nr. 1882/82 des Rates ergibt, auch ange­
hört wurde. 
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is Ferner ist darauf hinzuweisen, daß die Klägerin die größte Herstellerin von me­
chanischen Uhrwerken in der Gemeinschaft und die einzige verbleibende Herstel­
lerin dieser Erzeugnisse im Vereinigten Königreich ist. Zudem wurde der Ablauf 
der Untersuchung, wie ebenfalls aus den Begründungserwägungen der Verordnun­
gen Nrn. 84/82 und 1882/82 hervorgeht, weitgehend von den Erklärungen der 
Firma Timex bestimmt; der Antidumpingzoll wurde unter Berücksichtigung der 
Auswirkungen des festgestellten Dumpings auf diese Firma festgesetzt. In den Be­
gründungserwägungen der Verordnung Nr. 1882/82 heißt es ausdrücklich, der 
endgültige Antidumpingzoll sei „in Anbetracht des Ausmaßes der Schädigung, die 
der Timex Corporation durch die gedumpten Einfuhren zugefügt worden ist", in 
Höhe der festgestellten Dumpingspanne festgesetzt worden. Die streitige Verord­
nung beruht somit auf der individuellen Situation der Klägerin. 

ie Daraus folgt, daß der angegriffene Rechtsakt eine Entscheidung darstellt, die die 
Firma Timex unmittelbar und individuell im Sinne von Artikel 173 Absatz 2 EWG-
Vertrag betrifft. Die Klägerin kann somit, wie der Gerichtshof in seinem Urteil 
vom 4. Oktober 1983 in der Rechtssache 191/82 (FEDIOL, Slg. 1983, 2913) ent­
schieden hat, vor dem Gerichtshof alles geltend machen, was die Prüfung ermög­
licht, ob die Kommission die den Antragstellern durch die Verordnung Nr. 
3017/79 eingeräumten Verfahrensgarantien beachtet hat, ob sie offensichtliche 
Fehler bei der Würdigung des Sachverhalts begangen oder es unterlassen hat, we­
sentliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen, oder ob sie in ihre Begründung er­
messensmißbräuchliche Überlegungen hat einfließen lassen. Insoweit ist dem Rich­
ter die Ausübung derjenigen Kontrolle übertragen, die ihm gewöhnlich angesichts 
eines Ermessensspielraums der öffentlichen Gewalt zusteht, ohne daß er dabei al­
lerdings in die Würdigung eingreifen kann, die aufgrund der genannten Verord­
nung den Gemeinschaftsbehörden vorbehalten ist. 

i7 Die Klage ist somit zulässig; die vom Rat und von der Kommission erhobene Ein­
rede der Unzulässigkeit ist zurückzuweisen. 

Zur Begründetheit 

is Die Klägerin stützt ihre Klage auf drei Gründe: Der Normalwert der gedumpten 
Uhren sei unter Verletzung von Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung Nr. 3017/79 
unrichtig bestimmt worden; es sei entgegen Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe a dieser 
Verordnung abgelehnt worden, ihr bestimmte Unterlagen zu übermitteln; und die 
gegebene Begründung sei unzureichend, was einen Verstoß gegen Artikel 190 
EWG-Vertrag darstelle. 
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i9 Unter Berücksichtigung des Akteninhalts ist in erster Linie die geltend gemachte 
Verletzung des Artikels 7 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung Nr. 3017/79 zu 
prüfen. Diese Bestimmung lautet: 

„Der Antragsteller... [kann] alle der Kommission von einer an der Untersuchung 
beteiligten Partei zur Verfügung gestellten Unterlagen ... einsehen, soweit sie für 
die Vertretung [seiner] Interessen erheblich und nicht vertraulich im Sinne von 
Artikel 8 sind und von der Kommission bei der Untersuchung verwendet werden. 
[Er richtet] zu diesem Zweck einen schriftlichen Antrag an die Kommission, in 
dem die gewünschten Unterlagen angegeben werden." 

20 In Artikel 8, auf den diese Vorschrift verweist, heißt es unter anderem: 

„2) a) Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten sowie deren Bedienstete 
geben die Informationen, die sie bei Anwendung dieser Verordnung erhal­
ten haben und die ihrer Natur nach vertraulich sind oder die von einer an 
einem Antidumping- oder Antisubventionsprüfungsverfahren beteiligten 
Partei vertraulich mitgeteilt werden, nicht bekannt, es sei denn, daß die 
Partei, die die Informationen geliefert hat, ausdrücklich die Erlaubnis 
hierzu erteilt. 

b) Jeder Antrag auf vertrauliche Behandlung muß die Gründe der Vertrau­
lichkeit der Informationen sowie eine nicht vertrauliche Zusammenfassung 
der Informationen oder eine Begründung enthalten, weshalb die Informa­
tionen nicht auf diese Weise zusammengefaßt werden können. 

3) Informationen werden in der Regel dann als vertraulich betrachtet, wenn sich 
ihre Bekanntgabe wahrscheinlich in erheblichem Grade nachteilig auf den 
Auskunftgeber oder die Informationsquelle auswirken würde." 

2i Die Klägerin wirft der Kommission vor, sie habe es abgelehnt, ihr bestimmte In­
formationen zu geben, die sie von den unter zwei Gesichtspunkten als Vergleichs­
unternehmen ausgewählten Firmen in Hongkong erhalten hatte. Zum einen habe 
die Kommission es der Klägerin nicht gestattet zu prüfen, ob die Gehäuse und 
Zifferblätter von Uhren mit Ursprung in Hongkong mit den entsprechenden so­
wjetischen Erzeugnissen vergleichbar seien. Zum anderen habe sie der Firma Ti-
mex keine Angabe über die Preise oder Kosten der in Hongkong montierten Er-
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Zeugnisse gemacht. Diese Weigerung widerspreche Artikel 7 Absatz 4 der Verord­
nung Nr. 3017/79, denn die in Rede stehenden Daten, auf deren Grundlage der 
Normalwert im Sinne von Artikel 2 der Verordnung festgesetzt worden sei, seien 
für die Vertretung der Interessen der Firma Timex erheblich und nicht vertraulich 
im Sinne von Artikel 8 der Verordnung. Was die Preise der in Hongkong montier­
ten Erzeugnisse betreffe, gebe es verschiedene Möglichkeiten, ihr, der Klägerin, 
die von den Unternehmen in Hongkong erhaltenen Informationen zu geben, ohne 
deren möglicherweise vertraulichen Charakter zu verletzen. Die Kommission hätte 
namentlich die Durchschnittszahlen für die kontrollierten Firmen, einen Index der 
relativen Kosten und Preise oder ungefähre Zahlen innerhalb einer gewissen 
Spanne der tatsächlichen Preise angeben können. 

22 Die beklagten Organe räumen ein, daß der Firma Timex keine Unterlagen über 
die Gehäuse und Zifferblätter sowie die Preise der in Rede stehenden Erzeugnisse 
zur Verfügung gestellt worden seien. Sie bestreiten nicht, daß die Kommission 
grundsätzlich verpflichtet gewesen sei, der Klägerin die in Artikel 7 Absatz 4 
Buchstabe a der Verordnung Nr. 3017/79 genannten Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen, meinen jedoch, die im vorliegenden Fall erbetenen Informationen fielen 
nicht unter diese Vorschrift. Ein Einsichtsrecht bestehe danach nur in bezug auf 
„von einer an der Untersuchung beteiligten Partei" zur Verfügung gestellte Unter­
lagen; Unternehmen eines Drittlandes schieden damit ohne weiteres aus. Die Fir­
men in Hongkong stellten keine Beschreibungen der Gehäuse und Zifferblätter der 
in Rede stehenden Uhren zur Verfügung, die für die Firma Timex von Nutzen 
sein könnten; die Kommission sei nicht verpflichtet gewesen, Probestücke aufzube­
wahren. 

23 Die Informationen über die Preise der in Hongkong montierten Erzeugnisse seien 
vertraulich im Sinne von Artikel 8 der Verordnung Nr. 3017/79 und dürften des­
halb nicht weitergegeben werden. Auskünfte über die Preise auf eine andere Art 
und Weise zu erteilen — worum die Firma Timex im übrigen während der Un­
tersuchung nicht gebeten habe — sei in der Praxis vor allem deshalb nicht möglich 
gewesen, weil die Preise der Vergleichsunternehmen weitgehend übereingestimmt 
hätten. 

24 Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung Nr. 3017/79 will sicherstellen, daß 
die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer von den Unterlagen, die die Kommission 
während der Untersuchung erhalten hat, Kenntnis nehmen können, um ihren 
Standpunkt sachgerecht vertreten zu können. Die Wahrung der durch diese Be-
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Stimmung garantierten Rechte ist jedoch gegebenenfalls mit dem Grundsatz des 
Vertrauensschutzes in Einklang zu bringen, der in allgemeiner Form in Artikel 214 
EWG-Vertrag und für das in der Verordnung Nr. 3017/79 geregelte Verfahren in 
Artikel 8 dieser Verordnung verankert ist. 

25 Die Berufung der beklagten Organe auf den Ursprung der eingeholten Auskünfte 
geht somit fehl. Der Begriff der „an der Untersuchung beteiligten Partei" in Arti­
kel 7 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung Nr. 3017/79 ist vielmehr dahin auszu­
legen, daß er nicht nur die Parteien bezeichnet, gegen die sich die Untersuchung 
richtet, sondern auch diejenigen, deren Informationen wie im vorliegenden Fall 
zur Berechnung des Normalwerts der in Rede stehenden Erzeugnisse gedient ha­
ben, da diese Informationen für die Verteidigung der Interessen der Antragsteller 
ebenso wichtig sind wie die Informationen, die von den das Dumping praktizieren­
den Unternehmen stammen. Deshalb müssen alle nicht vertraulichen Unterlagen, 
die von der Kommission bei der Untersuchung verwendet worden sind und ihre 
Entscheidung über die Verhängung des Antidumpingzolls bestimmt haben, unab­
hängig davon, ob sie von einem Wirtschaftsteilnehmer in der Gemeinschaft oder 
einem Unternehmen in einem Drittland zur Verfügung gestellt worden sind, dem 
Antragsteller auf Antrag vorgelegt werden. 

26 Hinsichtlich der Gehäuse und Zifferblätter der Uhren mit Ursprung in H o n g k o n g 
räumen die beklagten O r g a n e ein, daß die Wah l des gleichartigen Erzeugnisses, 
die für die angefochtene Entscheidung best immend gewesen sei, aufgrund des Aus­
sehens der berücksichtigten Erzeugnisse getroffen worden sei und daß diese frei 
auf dem M a r k t erhältlich gewesen seien. 

27 Unter diesen Umständen war die Kommission verpflichtet, entweder der Klägerin 
Probestücke zur Verfügung zu stellen oder ihr zumindest alle zweckdienlichen 
Angaben zu machen, die es ihr ermöglichten, die betreffenden Erzeugnisse zu 
identifizieren, um beurteilen zu können, ob die Organe die Tatsachen ordnungsge­
mäß festgestellt hatten. 

28 Hinsichtlich der Preise der in Hongkong montierten Erzeugnisse ist darauf hinzu­
weisen, daß die Kommission der Klägerin auf deren Ersuchen nur eine Liste von 
Uhrwerken übersandte, die in Frankreich ausgewählt und als mit den sowjetischen 
Uhrwerken vergleichbar angesehen wurden. Sie übermittelte ihr ferner eine „Ta­
belle über... die Modalitäten der Berechnung des Normalwerts", bei der es sich 
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jedoch nur um eine Aufstellung der Bestandteile einer mechanischen Uhr und der 
übrigen preisbestimmenden Faktoren ohne irgendwelche entsprechenden Zahlen­
angaben handelte, so daß sie für die Klägerin wertlos war. 

29 Die Beklagten machen zu Unrecht geltend, daß die Übermittlung der fraglichen 
Unterlagen wegen ihres vertraulichen Charakters nicht möglich gewesen sei. Zwar 
sind die Organe der Gemeinschaft nach Artikel 214 EWG-Vertrag verpflichtet, die 
vertrauliche Behandlung der Auskünfte über Unternehmen, insbesondere über Un­
ternehmen aus Drittländern, die sich bereit erklärt haben, mit der Kommission 
zusammenzuarbeiten, sicherzustellen, auch wenn kein ausdrücklicher dahin gehen­
der Antrag im Sinne von Artikel 8 der Verordnung Nr. 3017/79 gestellt worden 
ist. Diese Verpflichtung ist jedoch so auszulegen, daß den sich aus Artikel 7 Ab­
satz 4 Buchstabe a dieser Verordnung ergebenden Rechten nicht ihr wesentlicher 
Inhalt genommen wird. 

30 Die Kommission hätte sich somit im vorliegenden Fall bemühen müssen, soweit 
dies mit dem Geschäftsgeheimnis vereinbar war, der Klägerin die der Wahrneh­
mung ihrer Interessen dienenden Angaben zu machen und dabei — gegebenenfalls 
von Amts wegen — die geeignete Form der Mitteilung zu wählen; die bloße Be­
kanntgabe der Berechnungsfaktoren ohne irgendeine Zahlenangabe genügt diesen 
zwingenden Erfordernissen nicht. Dies gilt um so mehr, als der Normalwert ge­
mäß Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe b der Verordnung Nr. 3017/79 auf der Grund­
lage des rechnerisch ermittelten Wertes der gleichartigen Ware bestimmt worden 
war und die Firma Timex deshalb hinsichtlich der Wahrung ihrer Interessen voll­
ständig von den von der Kommission berücksichtigten Berechnungsfaktoren ab­
hängig war. 

3i Der Antidumpingzoll ist somit unter Verletzung der in Artikel 7 Absatz 4 Buch­
stabe a der Verordnung Nr. 3017/79 enthaltenen wesentlichen Formvorschriften 
festgesetzt worden. Artikel 1 der Verordnung Nr. 1882/82 ist deshalb für nichtig 
zu erklären, ohne daß die übrigen von der Klägerin im Rahmen des gleichen Kla­
geantrags geltend gemachten Klagegründe geprüft zu werden brauchen. 

32 Die Klage ist allerdings nicht auf die Beseitigung der streitigen Bestimmung gerich­
tet, sondern auf den Erlaß einer strengeren Bestimmung an ihrer Stelle, durch die 
zugleich ein höherer Antidumpingzoll auf mechanische Uhren und ein Antidum­
pingzoll auf die Uhrwerke dieser Uhren festgesetzt wird. Deshalb ist der durch die 
für nichtig erklärte Bestimmung festgesetzte Antidumpingzoll gemäß Artikel 174 
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Absatz 2 EWG-Vertrag aufrechtzuerhalten, bis die zuständigen Organe die Maß­
nahmen ergriffen haben, die sich aus diesem Urteil ergeben. 

Kosten 

33 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung sind der unterliegenden Partei auf 
Antrag die Kosten aufzuerlegen. 

34 Da die Beklagten mit ihrem Vorbringen unterlegen sind, tragen sie die Kosten als 
Gesamtschuldner. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden : 

1) Artikel 1 der Verordnung Nr. 1882/82 des Rates vom 12. Juli 1982 wird für 
nichtig erklärt. 

2) Der durch diese Vorschrift eingeführte Antidumpingzoll wird aufrechterhalten, 
bis die zuständigen Organe die Maßnahmen ergriffen haben, die sich aus diesem 
Urteil ergeben. 

3) Der Rat und die Kommission tragen als Gesamtschuldner die Kosten der Kläge­
rin und der Streithelferinnen. 

Mackenzie Stuart Bosco Due Kakouris 

Koopmans Everling Bahlmann Galmot Joliét 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 20. März 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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